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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

ÜBEREINKOMMEN

ÜBER DAS AUF VERTRAGLICHE SCHULDVERHÄLTNISSE ANZUWENDENDE

RECHT

aufgelegt zur Unterzeichnung am 19 . Juni 1980 in Rom

(80/934/EWG)

PRÄAMBEL

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft —

IN DEM BESTREBEN, die innerhalb der Gemeinschaft insbesondere im Bereich der gerichtlichen Zu­
ständigkeit und der Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen bereits begonnene Rechtsvereinheitli­
chung auf dem Gebiet des internationalen Privatrechts fortzusetzen,

IN DEM WUNSCH, einheitliche Normen für die Bestimmung des auf vertragliche Schuldverhältnisse
anzuwendenden Rechts zu schaffen —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

TITEL I

ANWENDUNGSBEREICH

Artikel 1 — die ehelichen Güterstände,

Anwendungsbereich — die Rechte und Pflichten, die auf einem Fami­
lien-, Verwandschafts- oder eherechtlichen
Verhältnis oder auf einer Schwägerschaft beru­
hen, einschließlich der Unterhaltsverpflichtun­
gen gegenüber einem nichtehelichen Kind ;

( 1 ) Die Vorschriften dieses Übereinkommens sind auf
vertragliche Schuldverhältnisse bei Sachverhalten, die
eine Verbindung zum Recht verschiedener Staaten
aufweisen, anzuwenden. c) Verpflichtungen aus Wechseln, Schecks, Eigenwech­

seln und anderen handelbaren Wertpapieren, sofern
die Verpflichtungen aus diesen anderen Wertpapie­
ren aus deren Handelbarkeit entstehen;( 2 ) Sie sind nicht anzuwenden auf

d) Schieds- und Gerichtsstandsvereinbarungen;a) den Personenstand sowie die Rechts-, Geschäfts­
und Handlungsfähigkeit von natürlichen Personen,
vorbehaltlich des Artikels 11 ; e) Fragen betreffend das Gesellschaftsrecht, das Ver­

einsrecht und das Recht der juristischen Personen,
wie z . B. die Errichtung, die Rechts- und Handlungs­
fähigkeit, die innere Verfassung und die Auflösung

b) vertragliche Schuldverhältnisse betreffend
— Testamente und das Gebiet des Erbrechts ,
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(3 ) Die Vorschriften dieses Übereinkommens sind nicht
anzuwenden auf Versicherungsverträge, die in den
Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft belegene Risiken decken. Ist zu
entscheiden, ob ein Risiko in diesen Hoheitsgebieten
belegen ist, so wendet das Gericht sein innerstaatliches
Recht an .

(4 ) Absatz 3 gilt nicht für Rückversicherungsverträge.

von Gesellschaften, Vereinen und juristischen Perso­
nen sowie die persönliche gesetzliche Haftung der
Gesellschafter und der Organe für die Schulden der
Gesellschaft, des Vereins oder der juristischen Per­
son ;

f) die Frage, ob ein Vertreter die Person, für deren
Rechnung er zu handeln vorgibt, Dritten gegenüber
verpflichten kann, oder ob das Organ einer Gesell­
schaft, eines Vereins oder einer juristischen Person
diese Gesellschaft, diesen Verein oder dieser juristi­
sche Person gegenüber Dritten verpflichten kann;

g) die Gründung von „Trusts" sowie die dadurch
geschaffenen Rechtsbeziehungen zwischen den
Verfügenden, den Treuhändern und den Begünstig­
ten ;

h) den Beweis und das Verfahren, vorbehaltlich des
Artikels 14 .

Artikel 2

Anwendung des Rechts von Nichtvertragsstaaten

Das nach diesem Übereinkommen bezeichnete Recht ist
auch dann anzuwenden, wenn es das Recht eines Nicht­
vertragsstaats ist.

TITEL II

EINHEITLICHE BESTIMMUNGEN

Artikel 3 Artikel 4

Freie Rechtswahl

( 1 ) Der Vertrag unterliegt dem von den Parteien ge­
wählten Recht. Die Rechtswahl muß ausdrücklich sein
oder sich mit hinreichender Sicherheit aus den Bestim­
mungen des Vertrages oder aus den Umständen des
Falles ergeben. Die Parteien können die Rechtswähl für
ihren ganzen Vertrag oder nur für einen Teil desselben
treffen .

(2 ) Die Parteien können jederzeit vereinbaren, daß der
Vertrag nach einem anderen Recht zu beurteilen ist als
dem, das zuvor entweder aufgrund einer früheren
Rechtswahl nach diesem Artikel oder aufgrund anderer
Vorschriften dieses Übereinkommens für ihn maßge­
bend war. Die Formgültigkeit des Vertrages im Sinne
des Artikels 9 und Rechte Dritter werden durch eine
nach Vertragsabschluß erfolgende Änderung der Be­
stimmung des anzuwendenden Rechts nicht berührt .

Mangels Rechtswahl anzuwendendes Recht

( 1 ) Soweit das auf den Vertrag anzuwendende Recht
nicht nach Artikel 3 vereinbart worden ist, unterliegt
der Vertrag dem Recht des Staates, mit dem er die eng­
sten Verbindungen aufweist. Läßt sich jedoch ein Teil
des Vertrages von dem Rest des Vertrages trennen und
weist dieser Teil eine engere Verbindung mit einem
anderen Staat auf, so kann auf ihn ausnahmsweise das
Recht dieses anderen Staates angewendet werden.

(2 ) Vorbehaltlich des Absatzes 5 wird vermutet, daß
der Vertrag die engsten Verbindungen mit dem Staat
aufweist, in dem die Partei , welche die charakteristische
Leistung zu erbringen hat, im Zeitpunkt des Vertrags­
abschlusses ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder, wenn
es sich um eine Gesellschaft, einen Verein oder eine juri­
stische Person handelt, ihre Hauptverwaltung hat. Ist
der Vertrag jedoch in Ausübung einer beruflichen oder
gewerblichen Tätigkeit dieser Partei geschlossen wor­
den, so wird vermutet, daß er die engsten Verbindungen
zu dem Staat aufweist, in dem sich deren Hauptnieder­
lassung befindet oder in dem, wenn die Leistung nach
dem Vertrag von einer anderen als der Hauptniederlas­
sung zu erbringen ist, sich die andere Niederlassung
befindet.

(3 ) Ungeachtet des Absatzes 2 wird, soweit der Vertrag
ein dingliches Recht an einem Grundstück oder ein
Recht zur Nutzung eines Grundstücks zum Gegenstand
hat, vermutet, daß der Vertrag die engsten Verbindun­
gen zu dem Staat aufweist, in dem das Grundstück bele­
gen ist .

(4) Die Vermutung nach Absatz 2 gilt nicht für Güter­
beförderungsverträge . Bei diesen Verträgen wird vermu­

( 3 ) Sind alle anderen Teile des Sachverhalts im Zeit­
punkt der Rechtswahl in ein und demselben Staat bele­
gen, so kann die Wahl eines ausländischen Rechts durch
die Parteien — sei sie durch die Vereinbarung der Zu­
ständigkeit eines ausländischen Gerichtes ergänzt oder
nicht — die Bestimmungen nicht berühren, von denen
nach dem Recht jenes Staates durch Vertrag nicht
abgewichen werden kann und die nachstehend „zwin­
gende Bestimmungen" genannt werden .

(4 ) Auf das Zustandekommen und die Wirksamkeit der
Einigung der Parteien über das anzuwendende Recht
sind die Artikel 8 , 9 und 11 anzuwenden .
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tet, daß sie mit dem Staat die engsten Verbindungen
aufweisen, in dem der Beförderer im Zeitpunkt des
Vertragsabschlusses seine Hauptniederlassung hat, so­
fern sich in diesem Staat auch der Verladeort oder der
Entladeort oder die Hauptniederlassung des Absenders
befindet. Als Güterbeförderungsverträge gelten für die
Anwendung dieses Absatzes auch Charterverträge für
eine einzige Reise und andere Verträge, die in der
Hauptsache der Güterbeförderung dienen.

(5 ) Absatz 2 ist nicht anzuwenden, wenn sich die cha­
rakteristische Leistung nicht bestimmen läßt. Die Ver­
mutungen nach den Absätzen 2, 3 und 4 gelten nicht,
wenn sich aus der Gesamtheit der Umstände ergibt, daß
der Vertrag engere Verbindungen mit einem anderen
Staat aufweist.

a) BeförderüngsVerträge,

b) Verträge über die Erbringung von Dienstleistungen,
wenn die dem Verbraucher geschuldeten Dienstlei­
stungen ausschließlich in einem anderen als dem
Staat erbracht werden müssen, in dem der Verbrau­
cher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat .

(5 ) Ungeachtet des Absatzes 4 gilt dieser Artikel für
Reiseverträge, die für einen Pauschalpreis kombinierte
Beförderüngs- und Unterbringungsleistungen vorsehen.

Artikel 6

Arbeitsverträge und Arbeitsverhältnisse von Einzel­
personen

( 1 ) Ungeachtet des Artikels 3 darf in Arbeitsverträgen
und Arbeitsverhältnissen die Rechtswahl der Parteien
nicht dazu führen, daß dem Arbeitnehmer der Schutz
entzogen wird, der ihm durch die zwingenden Bestim­
mungen des Rechts gewährt wird, das nach Absatz 2
mangels einer -Rechtswahl anzuwenden wäre.

(2 ) Abweichend von Artikel 4 sind mangels einer
Rechtswahl nach Artikel 3 auf Arbeitsverträge und
Arbeitsverhältnisse anzuwenden :

a) das Recht des Staates , in dem der Arbeitnehmer in
Erfüllung des Vertrages gewöhnlich seine Arbeit
verrichtet, selbst wenn er vorübergehend in einen
anderen Staat entsandt ist, oder

b ) das Recht des Staates , in dem sich die Niederlassung
befindet, die den Arbeitnehmer eingestellt hat, so­
fern dieser seine Arbeit gewöhnlich nicht in ein und
demselben Staat verrichtet,

es sei denn, daß sich aus der Gesamtheit der Umstände
ergibt, daß der Arbeitsvertrag oder das Arbeitsverhältnis
engere Verbindungen zu einem anderen Staat aufweist;
in diesem Fall ist das Recht dieses anderen Staates
anzuwenden.

Artikel 7

Zwingende Vorschriften

( 1 ) Bei Anwendung des Rechts eines bestimmten Staates
aufgrund dieses Übereinkommens kann den zwingenden
Bestimmungen des Rechts eines anderen Staates, mit
dem der Sachverhalt eine enge Verbindung aufweist,
Wirkung verliehen werden, soweit diese Bestimmungen
nach dem Recht des letztgenannten Staates ohne Rück­
sicht darauf anzuwenden sind, welchem Recht der Ver­
trag unterliegt. Bei der Entscheidung, ob diesen zwin­
genden Bestimmungen Wirkung zu verleihen ist, sind
ihre Natur und ihr Gegenstand sowie die Folgen zu
berücksichtigen, die sich aus ihrer Anwendung oder
ihrer Nichtanwendung ergeben würden.

(2 ) Dieses Übereinkommen berührt nicht die Anwen­
dung der nach dem Recht des Staates des angerufenen

Artikel 5

Verbraucherverträge

( 1 ) Dieser Artikel gilt für Verträge über die Lieferung
beweglicher Sachen oder die Erbringung von Dienstlei­
stungen an eine Person, den Verbraucher, zu einem
Zweck, der nicht der beruflichen oder gewerblichen
Tätigkeit des Verbrauchers zugerechnet werden kann,
sowie für Verträge zur Finanzierung eines solchen
Geschäfts .

(2) Ungeachtet des Artikels 3 darf die Rechtswahl der
Parteien nicht dazu führen, daß dem Verbraucher der
durch die zwingenden Bestimmungen des Rechts des
Staates , in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat,
gewährte Schutz entzogen wird :

— wenn dem Vertragsabschluß ein ausdrückliches
Angebot oder eine Werbung in diesem Staat voraus­
gegangen ist und wenn der Verbraucher in diesem
Staat die zum Abschluß des Vertrages erforderlichen
Rechtshandlungen vorgenommen hat oder

— wenn der Vertragspartner des Verbrauchers oder
sein Vertreter die Bestellung des Verbrauchers in
diesem Staat entgegengenommen hat oder

— wenn der Vertrag den Verkauf von Waren betrifft
und der Verbraucher von diesem Staat ins Ausland
gereist ist und dort seine Bestellung aufgegeben hat,
sofern diese Reise vom Verkäufer mit dem Ziel
herbeigeführt worden ist, den Verbraucher zum
Vertragsabschluß zu veranlassen .

(3 ) Abweichend von Artikel 4 ist mangels einer
Rechtswähl nach Artikel 3 für Verträge, die unter den in
Absatz 2 bezeichneten Umständen zustande gekommen
sind, das Recht des Staates maßgebend, in dem der
Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(4 ) Dieser Artikel gilt nicht für
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Gerichtes geltenden Bestimmungen, die ohne Rücksicht
auf das auf den Vertrag anzuwendende Recht den Sach­
verhalt zwingend regeln.

(6 ) Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 beurteilen
sich Verträge, die ein dingliches Recht an einem Grund­
stück oder ein Recht zur Nutzung eines Grundstücks
zum Gegenstand haben, nach den zwingenden Formvor­
schriften des Staates , in dem das Grundstück belegen ist,
sofern diese nach dem Recht dieses Staates ohne Rück­
sicht auf den Ort des Abschlusses des Vertrages und auf
das auf ihn anzuwendende Recht gelten.

Artikel 8

Einigung und materielle Wirksamkeit

( 1 ) Das Zustandekommen und die Wirksamkeit des
Vertrages oder einer seiner Bestimmungen beurteilen
sich nach dem Recht, das nach diesem Übereinkommen
anzuwenden wäre, wenn der Vertrag oder die Bestim­
mung wirksam wäre.

(2 ) Ergibt sich jedoch aus den Umständen, daß es nicht
gerechtfertigt wäre, die Wirkung des Verhaltens einer
Partei nach dem in Absatz 1 bezeichneten Recht zu be­
stimmen, so kann sich diese Partei für die Behauptung,
sie habe dem Vertrag nicht zugestimmt, auf das Recht
des Staates ihres gewöhnlichen Aufenthaltsorts berufen.

Artikel 1 0

Geltungsbereich des auf den Vertrag anzuwendenden
Rechts

( 1 ) Das nach den Artikeln 3 bis 6 und nach Artikel 12
dieses Übereinkommens auf einen Vertrag anzuwen­
dende Recht ist insbesondere maßgebend für
a) seine Auslegung,

b) die Erfüllung der durch ihn begründeten Verpflich­
tungen,

c) die Folgen der vollständigen oder teilweisen Nicht­
erfüllung dieser Verpflichtungen, einschließlich der
Schadensbemessung, soweit sie nach Rechtsnormen
erfolgt, in den Grenzen der dem Gericht durch sein
Prozeßrecht eingeräumten Befugnisse,

d) die verschiedenen Arten des Erlöschens der Ver­
pflichtungen sowie die Verjährung und die Rechts­
verluste, die sich aus dem Ablauf einer Frist ergeben,

e) die Folgen der Nichtigkeit des Vertrages .

(2 ) In bezug auf die Art und Weise der Erfüllung und
die vom Gläubiger im Falle mangelhafter Erfüllung zu
treffenden Maßnahmen ist das Recht des Staates , in
dem die Erfüllung erfolgt, zu berücksichtigen.

Artikel 9

Form

( 1 ) Ein zwischen Personen, die sich in demselben Staat
befinden, geschlossener Vertrag ist formgültig, wenn er
die Formerfordernisse des auf ihn nach diesem Überein­
kommen materiell-rechtlich anzuwendenden Rechts
oder des Rechts des Staates , in dem er geschlossen
wurde, erfüllt.

(2 ) Ein zwischen Personen, die sich in verschiedenen
Staaten befinden, geschlossener Vertrag ist formgültig,
wenn er die Formerfordernisse des auf ihn nach diesem
Übereinkommen'- materiell-rechtlich anzuwendenden
Rechts oder des Rechts eines dieser Staaten erfüllt.

( 3 ) Wird der Vertrag durch einen Vertreter geschlossen,
so muß bei Anwendung der Absätze 1 und 2 der Staat
berücksichtigt werden, in dem sich der Vertreter befin­
det .

(4 ) Ein einseitiges Rechtsgeschäft, das sich auf einen
geschlossenen oder zu schließenden Vertrag bezieht, ist
formgültig, wenn es die Formerfordernisse des Rechts,
das nach diesem Übereinkommen für den Vertrag
maßgebend ist oder maßgebend wäre, oder die Form­
erfordernisse des Rechts des Staates erfüllt, in dem die­
ses Rechtsgeschäft vorgenommen worden ist.

( 5 ) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden auf
Verträge, für die Artikel 5 gilt und die unter den in
Artikel 5 Absatz 2 bezeichneten Umständen geschlossen
worden sind. Für die Form dieser Verträge ist das Recht
des Staates maßgebend, in dem der Verbraucher seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

Artikel 1 1

Rechts-, Geschäfts- und Handlungsunfähigkeit

Bei einem zwischen Personen, die sich in demselben
Staat befinden, geschlossenen Vertrag kann sich eine
natürliche Person, die nach dem Recht dieses Staates
rechts-, geschäfts- und handlungsfähig wäre, nur dann
auf ihre aus dem Recht eines anderen Staates abgeleitete
Rechts-, Geschäfts- und Handlungsunfähigkeit berufen ,
wenn der andere Vertragsteil bei Vertragsabschluß diese
Rechts-, Geschäfts- und Handlungsunfähigkeit kannte
oder infolge Fahrlässigkeit nicht kannte.

Artikel 12

Übertragung der Forderung

( 1 ) Für die Verpflichtungen zwischen Zedent und Zes­
sionar einer Forderung ist das Recht maßgebend, das
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nach diesem Übereinkommen auf den Vertrag zwischen
ihnen anzuwenden ist.

Artikel 16

öffentliche Ordnung

Die Anwendung einer Norm des nach diesem Überein­
kommen bezeichneten Rechts kann nur versagt werden,
wenn dies offensichtlich mit der öffentlichen Ordnung
des Staates des angerufenen Gerichtes unvereinbar ist.

(2 ) Das Recht, dem die übertragene Forderung unter­
liegt, bestimmt ihre Übertragbarkeit, das Verhältnis
zwischen Zessionar und Schuldner, die Voraussetzun­
gen, unter denen die Übertragung dem Schuldner entge­
gengehalten werden kann, und die befreiende Wirkung
einer Leistung durch den Schuldner.

Artikel 17

Ausschluß der Rückwirkung

Dieses Übereinkommen ist in einem Vertragsstaat auf
Verträge anzuwenden, die geschlossen worden sind,
nachdem das Übereinkommen für diesen Staat in Kraft
getreten ist.

Artikel 13

Gesetzlicher Forderungsübergang

( 1 ) Hat eine Person, der Gläubiger, eine vertragliche
Forderung gegen eine andere Person, den Schuldner,
und hat ein Dritter die Verpflichtung, den Gläubiger zu
befriedigen, oder befriedigt er den Gläubiger aufgrund
dieser Verpflichtung, so bestimmt das für die Verpflich­
tung des Dritten maßgebende Recht, ob der Dritte die
Forderung des Gläubigers gegen den Schuldner gemäß
dem für deren Beziehungen maßgebenden Recht ganz
oder zu einem Teil geltend zu machen berechtigt ist .

(2 ) Dies gilt auch, wenn mehrere Personen dieselbe
vertragliche Forderung zu erfüllen haben und der Gläu­
biger von einer dieser Personen befriedigt worden ist.

Artikel 18

Einheitliche Auslegung

Bei der Auslegung und Anwendung der vorstehenden
einheitlichen Vorschriften ist ihrem internationalen
Charakter und dem Wunsch Rechnung zu tragen, eine
einheitliche Auslegung und Anwendung dieser Vor­
schriften zu erreichen .

Artikel 14

Beweis

( 1 ) Das nach diesem Übereinkommen für den Vertrag
maßgebende Recht ist insoweit anzuwenden, als es für
vertragliche Schuldverhältnisse gesetzliche Vermutungen
aufstellt oder die Beweislast verteilt .

Artikel 1 9

Staaten ohne einheitliche Rechtsordnung

( 1 ) Umfaßt ein Staat mehrere Gebietseinheiten, von
denen jede für vertragliche Schuldverhältnisse ihre eige­
nen Rechtsnormen hat, so gilt für die Bestimmung des
nach diesem Übereinkommen anzuwendenden Rechts
jede Gebietseinheit als Staat.

(2) Ein Staat, in dem verschiedene Gebietseinheiten ihre
eigenen Rechtsnormen für vertragliche Schuldverhält­
nisse haben, ist nicht verpflichtet, dieses Übereinkom­
men auf Kollisionen zwischen den Rechtsordnungen
dieser Gebietseinheiten anzuwenden .

(2 ) Zum Beweis eines Rechtsgeschäfts sind alle Beweis­
arten der lex fori oder eines jener in Artikel 9 bezeichne­
ten Rechte, nach denen das Rechtsgeschäft formgültig
ist , zulässig, sofern der Beweis in dieser Art vor dem
angerufenen Gericht erbracht werden kann.

Artikel 20

Vorrang des Gemeinschaftsrechts

Dieses Übereinkommen berührt nicht die Anwendung
der Kollisionsnormen für vertragliche Schuldverhält­
nisse auf besonderen Gebieten, die in Rechtsakten der
Organe der Europäischen Gemeinschaften oder in dem
in Ausführung dieser Akte harmonisierten innerstaat­
lichen Recht enthalten sind oder enthalten sein werden .

Artikel 15

Ausschluß der Rück- und Weiterverweisung

Unter dem nach diesem Übereinkommen anzuwenden­
den Recht eines Staates sind die in diesem Staat gelten­
den Rechtsnormen unter Ausschluß derjenigen des in­
ternationalen Privatrechts zu verstehen .
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a) Artikel 7 Absatz 1 ,

b ) Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe e).

(2 ) Jeder Vertragsstaat kann außerdem bei der Notifi­
zierung einer Ausdehnung des Übereinkommens gemäß
Artikel 27 Absatz 2 einen oder mehrere dieser Vorbe­
halte einlegen, deren Wirkung auf die oder einige der
Gebiete begrenzt ist, die von der Ausdehnung erfaßt
werden .

Artikel 21

Verhältnis zu anderen Übereinkommen

Dieses Übereinkommen berührt nicht die Anwendung
internationaler Übereinkommen, denen ein Vertrags­
staat angehört oder angehören wird.

Artikel 22

Vorbehalte

( 1 ) Jeder Vertragsstaat kann sich bei der Unterzeich­
nung, der Ratifizierung, der Annahme oder der Zu­
stimmung das Recht vorbehalten, folgende Bestimmun­
gen nicht anzuwenden :

(3 ) Jeder Vertragsstaat kann jederzeit einen von ihm
eingelegten Vorbehalt zurückziehen ; der Vorbehalt wird
am ersten Tag des dritten Kalendermonats nach Notifi­
zierung der Rücknahme unwirksam.

TITEL III

SCHLUSSVORSCHRIFTEN

Anwendung. Jedoch wird die in Artikel 23 Absatz 3
vorgesehene Frist von zwei Jahren auf ein Jahr verkürzt.

(2 ) Das in Absatz 1 bezeichnete Verfahren braucht
nicht befolgt zu werden, wenn ein Vertragsstaat oder
eine der Europäischen Gemeinschaften dem mehrseiti­
gen Übereinkommen bereits angehört oder wenn sein
Zweck darin besteht, ein Übereinkommen zu revidieren,
dem der betreffende Staat angehört, oder wenn es sich
um ein im Rahmen der Verträge zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaften geschlossenes Überein­
kommen handelt .

Artikel 23

( 1 ) Wünscht ein Vertragsstaat, nachdem dieses Über­
einkommen für ihn in Kraft getreten ist, eine neue Kol­
lisionsnorm für eine bestimmte Gruppe von Verträgen
einzuführen, die in den Anwendungsbereich des Über­
einkommens fallen , so teilt er seine Absicht den anderen
Unterzeichnerstaaten über den Generalsekretär des
Rates der Europäischen Gemeinschaften mit.

(2 ) Innerhalb von sechs Monaten nach der Mitteilung
an den Generalsekretär des Rates kann jeder Unter­
zeichnerstaat bei diesem beantragen, Konsultationen mit
den Unterzeichnerstaaten einzuleiten , um zu einem
Einvernehmen zu gelangen.

(3 ) Hat innerhalb dieser Frist kein Unterzeichnerstaat
Konsultationen beantragt oder haben die Konsultatio­
nen innerhalb von zwei Jahren nach Mitteilung an den
Generalsekretär des Rates nicht zu einem Einvernehmen
geführt, so kann der betreffende Vertragsstaat sein
Recht ändern . Die von diesem Staat getroffene Maß­
nahme wird den anderen Unterzeichnerstaaten über den
Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemein­
schaften zur Kenntnis gebracht.

Artikel 25

Ist ein Vertragsstaat der Auffassung, daß die durch die­
ses Übereinkommen erzielte Rechtsvereinheitlichung
durch den Abschluß anderer als in Artikel 24 Absatz 1
bezeichneter Übereinkommen gefährdet ist, so kann
dieser Staat beim Generalsekretär des Rates der Europä­
ischen Gemeinschaften beantragen, Konsultationen
zwischen den Unterzeichnerstaaten dieses Übereinkom­
mens einzuleiten.

Artikel 26

Jeder Vertragsstaat kann die Revision dieses Überein­
kommens beantragen. In diesem Fall beruft der Präsi­
dent des Rates der Europäischen Gemeinschaften eine
Revisionskonferenz ein.

Artikel 24

( 1 ) Wünscht ein Vertragsstaat, nachdem dieses Über­
einkommen für ihn in Kraft getreten ist, einem mehrsei­
tigen Übereinkommen beizutreten, dessen Hauptziel
oder eines seiner Hauptziele eine international-privat­
rechtliche Regelung auf einem der Gebiete dieses Über­
einkommens ist, so findet das Verfahren des Artikels 23

Artikel 27

( 1 ) Dieses Übereinkommen gilt für das europäische
Hoheitsgebiet der Vertragsstaaten einschließlich Grön
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satz 1 an geschlossen ; dies gilt auch für die Staaten, für
die es nach diesem Zeitpunkt in Kraft tritt .

(2 ) Vorbehaltlich einer Kündigung verlängert sich die
Dauer dieses Übereinkommens stillschweigend jeweils
um fünf Jahre.

(3 ) Die Kündigung ist dem Generalsekretär des Rates
der Europäischen Gemeinschaften mindestens sechs
Monate vor Ablauf der zehnjährigen oder fünfjährigen
Frist zu notifizieren. Sie kann auf eines der Gebiete
beschränkt werden, auf das dieses Übereinkommen
nach Artikel 27 Absatz 2 erstreckt worden ist.

lands und für das gesamte Hoheitsgebiet der Franzö­
sischen Republik.

(2 ) Abweichend von Absatz 1

a ) gilt dieses Übereinkommen nicht für die Färöer,
sofern nicht das Königreich Dänemark eine gegen­
teilige Erklärung abgibt ;

b ) gilt dieses Übereinkommen nicht für die europä­
ischen Gebiete außerhalb des Vereinigten König­
reichs, deren internationale Beziehungen dieses
wahrnimmt, sofern nicht das Vereinigte Königreich
eine gegenteilige Erklärung in bezug auf ein solches
Gebiet abgibt ;

c ) gilt dieses Übereinkommen für die Niederländischen
Antillen, sofern das Königreich der Niederlande eine
Erklärung in diesem Sinn abgibt.

( 3 ) Diese Erklärungen können jederzeit durch Notifika­
tion an den Generalsekretär des Rates der Europäischen
Gemeinschaften abgegeben werden .

(4 ) Rechtsmittelverfahren, die im Vereinigten König­
reich gegen Entscheidungen von Gerichten in einem der
in Absatz 2 Buchstabe b) genannten Gebiete ange­
strengt werden, gelten als Verfahren vor diesen Gerich­
ten.

(4 ) Die Kündigung hat nur Wirkung gegenüber dem
Staat, der sie notifiziert hat. Für die anderen Vertrags­
staaten bleibt das Übereinkommen in Kraft.

Artikel 31

Der Generalsekretär des Rates der Europäischen Ge­
meinschaften notifiziert den Vertragsstaaten des Vertra­
ges zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft

Artikel 28

( 1 ) Dieses Übereinkommen liegt vom 19 . Juni 1980 an
für die Vertragsstaaten des Vertrages zur Gründung der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zur Unterzeich­
nung auf.

(2 ) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifizierung,
Annahme oder Zustimmung durch die Unterzeichner­
staaten. Die Urkunden über die Ratifizierung, Annahme
oder Zustimmung werden beim Generalsekretär des
Rates der Europäischen Gemeinschaften hinterlegt.

a) die Unterzeichnungen ,

b ) die Hinterlegung jeder Urkunde über die Ratifizie­
rung, Annahme oder Zustimmung,

c) den Tag, an dem dieses Übereinkommen in Kraft
tritt,

d) die Mitteilungen gemäß den Artikeln 23 , 24, 25 ,
26 , 27 und 30,

e) die Vorbehalte und deren Rücknahme gemäß
Artikel 22 .

Artikel 32

Das im Anhang enthaltene Protokoll ist Bestandteil des
Übereinkommens .

Artikel 29

( 1 ) Dieses Übereinkommen tritt am ersten Tag des drit­
ten Monats in Kraft, der auf die Hinterlegung der sieb­
ten Urkunde über die Ratifizierung, Annahme oder
Zustimmung folgt.

(2 ) Das Übereinkommen tritt für jeden Unterzeichner­
staat, der später ratifiziert, annimmt oder zustimmt, am
ersten Tag des dritten Monats in Kraft , der auf die
Hinterlegung seiner Urkunde über die Ratifizierung,
Annahme oder Zustimmung folgt .

Artikel 33

Dieses Übereinkommen ist in einer Urschrift in däni­
scher, deutscher, englischer, fanzösischer, irischer, ita­
lienischer und niederländischer Sprache abgefaßt, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist ; es wird im
Archiv des Generalsekretariats des Rates der Europä­
ischen Gemeinschaften hinterlegt. Der Generalsekretär
übermittelt der Regierung jedes Unterzeichnerstaats eine
beglaubigte Abschrift.

Artikel 30

(]) Dieses Übereinkommen wird für zehn Jahre vom
Zeitpunkt seines Inkrafttretens nach Artikel 29 Ab­
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Til bekræftelse heraf har untertegnede behørigt befuldmægtigede underskrevet denne
konvention.

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten ihre Unterschriften
unter dieses Übereinkommen gesetzt.

In witness whereof the undersigned, being duly authorized thereto , have signed this
Convention .

En foi de quoi, les soussignés, dûment autorisés à cet effet, ont signé la présente convention.

Da fhianú sin, shínigh na daoine seo thíos, arna n-údarú go cui chuige sin, an Coinbhinsiún
seo.

In fede di che, i sottoscritti , debitamente autorizzati a tal fine, hanno firmato la presente
convenzione .

Ten blijke waarvan, de ondergetekenden, daartoe behoorlijk gemachtigd, hun handtekening
onder dit Verdrag hebben geplaatst.

Udfærdiget i Rom, den nittende juni nitten hundrede og firs .

Geschehen zu Rom am neunzehnten Juni neunzehnhundertachtzig.

Done at Rome on the nineteenth day of June in the year one thousand nine hundred and
eighty.

Fait à Rome, le dix-neuf juin mil neuf cent quatre-vingt.

Arna dhéanamh sa Röimh, an naou la déag de Mheitheamh sa bhliain mile naoi gcéad
ochtó.

Fatto a Roma, addì diciannove giugno millenovecentoottanta.

Gedaan te Rome, de negentiende juni negentienhonderd tachtig.

Pour le royaume de Belgique

Voor het Koninkrijk België
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På kongeriget Danmarks vegne

Für die Bundesrepublik Deutschland

Pour la Republique francaise

Thar ceann na hEireann

Per la Repubblica italiana

Pour le grand-duché de Luxembourg
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Voor het Koninkrijk der Nederlanden

For the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland


